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Die Zentralschweiz zieht allen davon
Seit 2008 gilt der neue Finanzausgleich – die Unterschiede zwischen Ost und West haben sich verschärft

FABIAN SCHÄFER, BERN

Zuerst kommt ein Kommunist nach
Obwalden und danach das Kapital. Der
kleine Halbkanton in der Urschweiz er-
lebt vor knapp zwanzig Jahren turbu-
lente Zeiten. Josef Zisyadis, National-
rat der Partei der Arbeit aus Lausanne,
mietet medienwirksam eine Wohnung
in Sarnen. Er will juristisch gegen die
Steuerreformvorgehen,die dasVolk von
Obwalden mit grossem Mehr beschlos-
sen hat. Sie enthält degressive, sinkende
Tarife für Personen mit hohen Einkom-
men undVermögen. Zisyadis überzeugt
drei «echte» Obwaldner, zusammen
mit ihm Beschwerde zu führen. Damit
ist seine Mission erfüllt, er verlegt den
Wohnsitz zurück nach Lausanne. Das
Bundesgericht gibt ihm recht und hebt
die degressiven Tarife 2007 wieder auf.

Ein Jahr nach dem Urteil tritt in der
Schweiz ein neuer Finanzausgleich in
Kraft, als Element einer Grossreform,
wie sie dem Land seither nicht mehr ge-
lungen ist. Zentraler Teil ist der «Res-
sourcenausgleich», der jedes Jahr Mil-
liardensummen vom Bund und von den
«reichen» Kantonen zu den «armen»
umleitet.Obwalden steht im ersten Jahr
ganz weit hinten in der Hackordnung,
noch hinter den üblichen Verdächtigen:
den Bernern,Wallisern oder Jurassiern.
Nur die Urner haben eine noch gerin-
gere Finanzkraft, nur sie bekommen pro
Einwohner noch mehr Geld von den
Miteidgenossen als die Obwaldner.

Heute istObwaldeneinGeberkanton.
DerAufstieg ist spektakulär. Kein ande-
rer Kanton hat bisher dauerhaft den
Wechsel vom Nehmer zum Geber ge-
schafft.DenObwaldnern ist es auchohne
degressive Tarife gelungen, mit einer
entschlossenen Steueroffensive Gut-
betuchte und Firmen anzuziehen. Da-
durcherhöhte sich,technischgesprochen,
das «Ressourcenpotenzial» des Kantons
alias die Finanzkraft.

Dies ist die relevante Grösse für die
Umverteilung von «reichen» zu «armen»
Kantonen. Sie gibt an,wie gross derTopf
aus Löhnen, Vermögen und Firmen-
gewinnen ist, die ein Kanton besteuern
kann, um sich zu finanzieren. In Obwal-
den beträgt dieses Potenzial anfänglich
nur 67 Prozent des Durchschnitts; wäre
der Kanton ein Mensch, würde er damit
fast schon als armutsgefährdet gelten.
Heute liegt Obwalden 10 Prozent über
dem Durchschnitt.

Zürich wird bald überholt

Das mag banal klingen. Die enormen
Dimensionen werden aber klar, wenn
man hinabsteigt in die Detailzahlen des
Finanzausgleichs für die Jahre 2008 bis
2024 (mittlerweile liegen für das nächste
Jahr bereits die provisorischen Zahlen
vor). In dieser Zeit sind schweizweit die
massgebenden Einkommen um 20 Pro-
zent gestiegen – in Obwalden um 70
Prozent. Die Vermögen haben sich lan-
desweit verdoppelt, in Obwalden aber
vervierfacht. Die relevanten Firmen-
gewinne stiegen insgesamt um 67 Pro-
zent, in Obwalden um 500 Prozent.

Das Finanzwunder von Sarnen passt
ins Bild.Der Rückblick auf die ersten 15
Jahre mit dem neuen Finanzausgleich
zeigt eine einzige Grossregion, die deut-
lich stärker zulegt als die anderen: die
Zentralschweiz.Sie wird gegenEnde des
Jahrzehnts sogar mehr in die nationale
Umverteilungsmaschine einzahlen als
dieWirtschaftsmetropoleZürich,obwohl
sie nur etwahalb so vieleEinwohner um-
fasst.Dashat vielmit demSpezialfallZug
zu tun, dessen Finanzkraft scheinbar un-
gebremst weiter wächst.Aber nicht nur.

Die Zentralschweiz besteht gemäss
offizieller Einteilung aus sechs Kanto-
nen: Luzern, Schwyz, Zug,Uri, Nid- und
Obwalden. Nimmt man sie zusammen,
haben sie im ersten Jahr des Finanzaus-
gleichs 165 Millionen Franken bezogen.
Zug, Schwyz und Nidwalden waren
zwar bereits damals Geberkantone und
mussten einzahlen, doch die Bezüge der
Luzerner, Urner und Obwaldner fielen
stärker ins Gewicht. Unter dem Strich
floss mehr Geld in die Zentralschweiz
als zurück. Heute hingegen überweist

die Region gesamthaft gut 530 Millio-
nen in denAusgleichstopf.

AbgesehenvondenbeidenZ–Zürich
undZentralschweiz – gehören alle ande-
ren Grossregionen zu den Nutzniessern
des Systems. Genf und Basel zahlen zu
wenig ein, um die Bezüge der ande-
ren Kantone in ihren Regionen wettzu-
machen. Die Ostschweiz macht Anstal-
ten, auf tieferemNiveau aufzuholen,vor
allem dank den beiden Appenzell. Sor-
genkindbleibt derEspaceMittellandmit
Bern, Freiburg, Solothurn, Neuenburg
und Jura. Sie haben in absoluten Zah-
len von Anfang an am meisten Geld er-
halten, und heute ist es noch mehr. 2008
waren es 1,3 Milliarden Franken, 2024
dürften es 2,4Milliarden sein.Davonent-
fällt dieHälfte auf denKantonBern,der
damit aber beimVergleichderPro-Kopf-
Bezüge nicht der grösste Profiteur ist.

Die Frage, welche Kantone den
Finanzausgleich alimentieren, lässt sich
somit zusammenfassend wie folgt beant-
worten:die Zentralschweiz und die urba-
nenWirtschaftszentren (Basel,Genf und
Zürich). Unter den sieben Kantonen,
die seit Einführung des neuen Finanz-
ausgleichs am stärksten zugelegt haben,
sind alle sechs Zentralschweizer Kan-
tone zu finden. Ganz vorne steht Ob-
walden.Auffällig ist, dass auch jene, die
von Anfang an stark waren – Zug und
Schwyz –, noch stärker geworden sind.

Folgerichtig haben ihreAbgaben an den
Finanzausgleich massiv zugenommen.

Am anderen Ende sind auffällig viele
grosse Kantone zu finden.Aargau,Genf,
Waadt, Zürich, Bern – sie alle haben in
diesen 15 Jahren lediglich unterdurch-
schnittlich zugelegt. Auch wenn es kei-
nen einzigen Kanton gibt, dessen Res-
sourcenpotenzial abgenommen hat, so
sind die Differenzen doch erstaunlich
gross. Die Kantone, deren Wachstum
nicht mit dem nationalen Durchschnitt
mitgehalten hat, sind auf der Rangliste
der Finanzkraft zurückgefallen. Für
Nehmerkantone wie Aargau oder Bern
bedeutet das grundsätzlich, dass sie
mehr Geld erhalten; Geber wie Zürich
oder Genf müssen weniger einzahlen.

Mittlerweile gehören vier der sechs
Zentralschweizer Kantone zu den
Gebern.Und die anderen zwei strengen
sich an, den Sprung nach oben ebenfalls
zu schaffen. Luzern und Uri haben ehr-
geizige Steuersenkungen beschlossen,

um es den Obwaldnern gleichzutun.Uri
hat auf tiefem Niveau stark zugelegt,
aber noch einen weiten Weg vor sich.
Beeindruckend sind die Fortschritte, die
Luzern erzielt hat: Der Kanton ist seit
2008 von Platz 18 auf 12 aufgestiegen
und hat unter anderem die Aargauer
und die St.Galler überholt.

Progressiver Ausgleich

DerFall Luzern ist aus zweiGründenbe-
merkenswert. Erstens gilt es für grosse
Kantone als schwieriger, ihre Situation
mit Steuersenkungen zu verbessern.
Sie müssen rein mengenmässig deutlich
mehr gute Steuerzahler anlocken als ein
Kleinkanton wie Obwalden, damit die
Rechnung aufgeht und die anfänglichen
Einbussen sich in Gewinne verwandeln.
Dieses Wagnis einzugehen, ist für eine
Kantonsregierungnicht sehr verlockend,
zumal sich das Ganze zweitens gerade
wegendesFinanzausgleichs oft nicht ein-
mal lohnt, jedenfalls nicht auf Anhieb.

Vereinfacht formuliert: Für jeden
Franken, den ein Kanton neu anzieht,
verliert er imGegenzugGeld imFinanz-
ausgleich.Das ist imPrinzipeinleuchtend
und entspricht der Logik des Finanzaus-
gleichs.Nurkanndaraus imheutigenSys-
tem rasch ein Verlustgeschäft werden.
Das liegt daran, dass die Ausgleichs-
zahlungen progressiv ausgestaltet sind:
Je «ärmer» einKanton ist,destomehr er-
hält er – destomehr verliert er aber auch,
wenn sich seine Finanzkraft verbessert.
Der Ökonom Frank Bodmer präsen-
tiert dazu in einem kürzlich publizier-
ten Papier aktuelle Zahlen.

Zum Beispiel für den Kanton Uri:
Für jeden Franken Steuersubstrat, den
die Urner neu anziehen, verlieren sie 23
Rappen imFinanzausgleich.Gleichzeitig
liegt die durchschnittliche Besteuerung
inUri nur nochbei etwa20Prozent.Dass
das finanziell schwierigwird, liegt auf der
Hand. Nichtstun wäre einfacher. Kriti-
ker sprechen von der «Hängematte» des
Finanzausgleichs, in der sich ein Kanton
gemütlich einrichten kann – oder von
einer «Falle», die den bestraft, der sich
anstrengt.DasGegenargument lautet,es
sei richtig, dass das System übertriebene
Steuersenkungen nicht belohne.

Eindeutig ist eines:Gerade die finan-
ziell schwächsten Kantone haben die
kleinsten Anreize, die wirtschaftliche
Abhängigkeit zuüberwinden.Diehöchs-
ten Abschöpfungsquoten haben nach
Uri die KantoneWallis und Jura. «Kurz-
fristig und rein aus finanzieller Sichtwäre
es für viele Empfängerkantone vonVor-
teil, ihre Position nicht zu verbessern»,
hält derÖkonomBodmer fest.Dasheisst
aber nicht, dass sie es nicht tun.

Luzern hat diese schwierige Phase
hinter sich. Je weiter ein Kanton auf der
Skala der Finanzkraft aufsteigt,umso ge-
ringer fallen die Verluste im Finanzaus-
gleich aus. Inzwischen ist Luzern gemäss

Bodmernurnochmit einerAbschöpfung
von 10 Prozent konfrontiert. Noch bes-
ser ergeht es einem Kanton wie Obwal-
den, der den Durchschnitt überwunden
hat und zu den Zahlern aufgestiegen ist.

Hier ist die Abschöpfung deutlich
kleiner. So wie die Regeln heute sind,
müssenGeberkantone nur um die 5 Pro-
zent des zusätzlich angezogenen Steuer-
substrats via Finanzausgleich wieder ab-
geben. Mit anderen Worten: Die wirt-
schaftlich starken Kantone haben un-
gleich grössereAnreize, ihre Steuerbasis
zu verbessern, als die Nehmerkantone.

Der Steuer-Röstigraben

Doch gerade die Beispiele der Kantone
Obwalden, Uri und Luzern zeigen ge-
mäss Bodmer, dass Regierungen und
Parlamente sich nicht in erster Linie an
Anreizen orientieren. Sonst hätten sie
gar nicht erst den Versuch unternom-
men, mit offensiv wirtschaftsfreund-
lichen Standortstrategien denWeg nach
oben anzutreten. Indes ist diese Motiva-
tion regional unterschiedlich ausgeprägt.
In derWestschweiz sind kaum vergleich-
bare Anläufe zu beobachten.

Im Gegenteil, gerade bei der Steuer-
politik haben sich die Unterschiede zwi-
schen West und Ost unter dem neuen
Finanzausgleich weiter verschärft. In
der Romandie war die durchschnittliche
Steuerlast schon 2008merklich höher als
inderDeutschschweiz (29 zu25Prozent).
Seither hat sich dieDifferenz verdoppelt
(30 zu 21 Prozent).Während der östliche
Landesteil – angeführt von der Zentral-
schweiz –dieSteuernvielenorts reduziert
hat,ging es imWesten eher in dieGegen-
richtung.Das widerspricht einem der ge-
setzlichen Ziele des neuen Finanzaus-
gleichs («Verringerung derUnterschiede
inder finanziellenLeistungsfähigkeit und
der Steuerbelastung»). Zudem illustrie-
ren die Detaildaten sehr anschaulich
die gewaltigen wirtschaftlichen Unter-
schiede zwischen denKantonen und den
Landesteilen. Das gilt für die Einkom-
men, erst recht aber für die Vermögen
und die Gewinne der Unternehmen, die
stark ungleich verteilt sind.

Nach15JahrenmitdemneuenFinanz-
ausgleich will niemand zurück zum alten
System. Das neue Regime hat die Auto-
nomie der Kantone erhöht und ihnen
mehr frei einsetzbare Mittel verschafft.
EingrosserFortschritt bestehtauchdarin,
dass die Kantone nicht mehr sofort be-
straft werden, wenn sie die Steuern sen-
ken.DasSystemreagiert heuteerst,wenn
tatsächlich neue Steuerzahler zuziehen.

Doch auch wenn es kaum Funda-
mentalkritik an der heutigen Umvertei-
lung gibt, so gibt es doch viele divergie-
rende Interessen. Im Frühling 2024 wird
der Bundesrat den nächsten Wirksam-
keitsbericht zum Gesamtsystem prä-
sentieren. Alles andere als eine hitzige
Debatte wäre eine Überraschung.

Klassischen
Feuerwerken
droht das Aus
Initiative will Knallerei verbieten

ERICH ASCHWANDEN

Der Countdown läuft: Der 1.August
2023 könnte einer der letzten National-
feiertage sein, an denen Private unge-
hemmt Feuerwerk abbrennen dürfen. So
erhoffen es sich zumindest die Initianten
desVolksbegehrens «Eine Schweiz ohne
Feuerwerksknallerei». Die Chancen,
dass Schweizerinnen und Schweizer an
der Urne über diese Forderung entschei-
den werden, ist gross.Denn das Initiativ-
komitee hat bereits über 90 000 Unter-
schriften gesammelt,wie der «Blick» be-
richtet. Die Sammelfrist läuft noch bis
im November dieses Jahres.

Getragen wird das Begehren unter
anderem von der Lärmliga Schweiz und
zahlreichen Tierschutzorganisationen
von «Berner Sennenhunde in Not» bis
zu «Wotans Tierhilfe». Im Visier haben
sieFeuerwerksraketenundandereKnall-
körper, «die Kleinkinder, Haus-, Wild-
und Nutztiere in Panik versetzen», wie
es inderBegründungheisst.Gemässdem
Initiativtext sollen der Verkauf und die
Verwendung von Feuerwerkskörpern,
die Lärm erzeugen, verboten sein. Für
Anlässe von überregionaler Bedeutung
könnendiekantonalenBehördengemäss
demInitiativtext eineAusnahmeerteilen.

Klimaneutralität über alles

Es handelt sich nicht um den erstenVer-
such, die Knallerei auf politischemWeg
zu unterbinden. Bereits vor acht Jahren
stimmten die Aargauer Stimmbürge-
rinnen und Stimmbürger über ein ähn-
liches Volksbegehren auf kantonaler
Ebene ab. Die Initiative «zum Schutz
von Menschen, Tieren und Umwelt vor
privaten Feuerwerken» war chancenlos.
Sie wurde mit 64,5 Prozent Nein-Stim-
men abgelehnt.

Doch seit dem Jahr 2015 ist derDruck
auf öffentliche und private Feuerwerke
deutlich gestiegen. Exemplarisch zeigen
diesdieDiskussionenumdasZüri-Fäscht.
Die rot-grüne Mehrheit im Zürcher Ge-
meinderat wollte das Feuerwerk ur-
sprünglich bereits in diesem Jahr verbie-
ten.Schliesslich rang sich die Politik nach
heftigenProtesten zueinemKompromiss
durch. Damit die Stadt ihre Klimaziele
erreichen kann,muss der Stadtrat für die
nächste Durchführung des Grossanlas-
ses alternativeAttraktionenprüfen.Nicht
derSchutzderBevölkerungundderTiere
vor Lärm steht also imVordergrund, son-
dern ökologische Gründe.

An einem anderen grossen Volks-
fest, der Badenfahrt im KantonAargau,
wurdedie letzteRaketebereits gezündet,
und zwarbei der vergangenenDurchfüh-
rung im Jahr 2017.Am diesjährigen Fest,
das vom18.bis 27.August über dieBühne
gehen wird, verzichtet das OK auf ein
Feuerwerk.DieKommunikationsbeauf-
tragteNadine Stutz erklärte in der «Aar-
gauer Zeitung»: «Wir haben uns inner-
halb des Komitees entschieden, dass ein
Feuerwerknichtmehr zeitgemäss ist.» In
Olten ist das 1.-August-Feuerwerk seit
2019 offiziell gestrichen. Dies, weil das
Gemeindeparlament vor drei Jahrenden
Klimanotstand ausgerufen hat.

Umweltfreundliche Drohnen

Immer mehr Organisatoren lassen als
Alternative zu den Feuerwerken Droh-
nen steigen und führen Flugshows
durch. Drohnenshows machen weniger
Krach und verursachen keinen Fein-
staub. Aber nicht alle Festgelände eig-
nen sich für diese Form der Volksbelus-
tigung. In Baden ist eine Drohnenshow
aus topografischen Gründen nicht mög-
lich, da die Drohnen über den Köpfen
der Festbesucher fliegen müssten.

Immer häufiger legt auch die Natur
ihrVeto ein.Weil es in den vergangenen
Sommern zu trockenwar unddieGefahr
vonWald- und Flurbränden bestand, er-
liessen stark betroffene Kantone rund
um den 1.August Feuer- und Grillver-
bote. EineAusnahme war das Jahr 2021.
Gewissermassen als Nebeneffekt des
verregneten Sommers durften damals
an den meisten Orten die Raketen stei-
genunddieVulkane abgebranntwerden.

Den Obwaldnern
ist es gelungen, mit
einer Steueroffensive
Gutbetuchte und
Firmen anzuziehen.


